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Fluchtgründe & Fluchtwege

Angriffe auf Mädchen 
im Südsudan

Human Rights Watch dringt auf schnelle 
Umsetzung des Gesetzes gegen geschlechtsspezifische Gewalt 

und zum Schutz von Kindern 

Human Rights Watch

Kinder sollten ohne Angst zur Schule gehen und lernen können. 
Die Behörden sollten diese Grundrechte gewährleisten. Für 
Mädchen im Südsudan ist das offenbar nicht der Fall.

Am 25. Juni sollen bewaffnete Männer in Pochalla North im Bundesstaat Jon-
glei vier Schülerinnen entführt haben, als diese auf dem Weg zu ihren Sekun-
darschulprüfungen waren. Die örtliche Bevölkerung hat Suchaktionen organi-
siert, aber die vier Mädchen werden weiterhin vermisst. Im selben Monat gab 
die Polizei bekannt, dass sie sieben Verdächtige festgenommen habe, die an 
der Vergewaltigung einer 16-Jährigen in der südsudanesischen Hauptstadt Juba 
beteiligt gewesen sein sollen. Ein angebliches Video der Tat verbreitete sich im 
Internet und löste öffentliche Empörung aus. Im Mai umzingelten bewaffnete 
Jugendliche ein Mädcheninternat in Marial Lou im Bundesstaat Warrap und hiel-
ten mindestens 100 Schülerinnen darin gefangen. Die Friedensmission der Ver-
einten Nationen musste Verhandlungen führen, um die Belagerung zu beenden.

Diese Vorfälle sind Teil zahlreicher Vorfälle im Südsudan, wo der Körper, die Bil-
dung und die Zukunft von Mädchen ständig bedroht sind.

Generationen von Konflikten, der weit verbreitete Zugang zu Waffen und pat-
riarchalische Bräuche haben den Körper von Frauen und Mädchen längst zu 
einem Schlachtfeld gemacht. Wie die HRW-Expertin Nyagoah Tut Pur sagt, 
werden Mädchen als Kriegsbeute oder Verhandlungsmasse in Konflikten zwi-
schen verschiedenen Gemeinschaften benutzt.

Erfreulich ist, dass sich die südsudanesischen Gemeinden für den Schutz von 
Mädchen einsetzen. Aktivisten organisieren öffentliche Foren, um Überlebende 
zu ermutigen, sich zu äußern. 

Ein wirksamer Schutz hängt jedoch nach wie vor davon ab, dass die Behör-
den die Täter zur Rechenschaft ziehen. Der Staat muss seinen gesetzlichen Ver-
pflichtungen zum Schutz von Frauen und Mädchen nachkommen. Der Südsudan 
hat zahlreiche internationale Verträge unterzeichnet, die in diesem Zusammen-
hang relevant sind. Dazu gehören das Übereinkommen zur Beseitigung jeder 
Form von Diskriminierung der Frau, die UN-Konvention über die Rechte des 
Kindes und die Erklärung zu sicheren Schulen.

Aktuell haben das südsudanesische Ministerium für Gender, Kinder und Sozia-
les und das Justizministerium den Gesetzentwurf gegen geschlechtsspezifische 
Gewalt und zum Schutz von Kindern vorangetrieben. Dies könnte den recht-
lichen Schutz stärken, Zwangsheirat und Kinderheirat unter Strafe stellen und 
den Überlebenden kostenlose medizinische und psychosoziale Unterstützung 
garantieren. Das Parlament sollte der Verabschiedung des Gesetzes Vorrang 
einräumen. 

Human Rights Watch, https://www.hrw.org/ 
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